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Drucksache Vl/2057 


Der Parlamentarische Staatssekretär 

beim Bundesminister des Auswärtigen Bonn, den 1. April 1971 

L 1-86.13 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr, : Institutionen der Europäischen Gemeinschaft 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/1939 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Bundeskanzleramt und dem Herrn Bundesminister für Wirt- 
schaft wie folgt: 


1. Trifft es zu, daß die vom französischen Staatspräsidenten Pompi- 
dou gemachten Vorschläge für die künftige politische Ausge- 
staltung der Europäischen Gemeinschaft bisher ohne Gegenvor- 
schläge geblieben sind? 

Die vom französischen Staatspräsidenten in seiner Pressekon- 
ferenz am 21. Januar 1971 entwickelten und bei späterer Gele- 
genheit vom französischen Außenminister erläuterten Gedan- 
ken haben bisher nicht die Form eines klaren und umfassenden, 
in sich geschlossenen Vorschlags angenommen. Insbesondere 
liegt eine schriftliche Ausarbeitung darüber nicht vor. So er- 
schien ein förmlicher Gegenvorschlag nicht angezeigt. An der 
seit geraumer Zeit in Gang befindlichen Diskussion der institu- 
tioneilen Fragen, zu der die französischen Vorschläge einen 
besonders bedeutsamen Beitrag darstellen, ist die Bundesregie- 
rung aktiv beteiligt. 


2. Trifft es zu, daß allgemein dem Gedanken zugestimmt worden 
ist, daß der Ministerrat und nicht die Europäische Kommission 
den Ansatzpunkt der künftigen Regierung der Europäischen 
Gemeinschaft bilden soll? 


über den Ansatzpunkt einer zukünftigen europäischen Regie- 
rung ist bisher nichts Verbindliches festgelegt. Auch bei dem 
Mittagessen in Brüssel am 1. März sind keinerlei Entscheidun- 
gen getroffen worden. Der Meinungsaustausch der Sechs über 
die weitere Ausgestaltung der Europäischen Gemeinschaften, 
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vor allem was die institutionellen Fragen betrifft, stellt einen 
ständigen Prozeß dar, wie sich unter anderem zuletzt bei der 
Ausarbeitung des Stufenplans zur Schaffung einer Wirtschafts- 
und Währungsunion und bei der Verabschiedung des Systems 
der eigenen Einnahmen gezeigt hat. Der vertraglich festgelegte 
institutionelle Mechanismus der Europäischen Gemeinschaft 
wird dabei nicht beeinträchtigt. 


3. Welche Präzisierungen der Erklärung des französischen Staats- 
präsidenten sind der Bundesregierung bekannt? 


Seit der Pressekonferenz des französischen Staatspräsidenten 
hat die Bundesregierung zunächst bilateral in Gesprächen auf 
verschiedenen Ebenen Klarheit über die französischen Vorstel- 
lungen zu gewinnen versucht. Sodann ist bei dem Essen der 
sechs Außenminister am 1. März in Brüssel über die französi- 
schen Anregungen gesprochen worden. Ferner hat sich Außen- 
minister Schumann bei verschiedenen Gelegenheiten der Presse 
gegenüber zu dem Thema geäußert. Trotzdem sind noch einige 
Fragen offengeblieben. Die Bundesregierung wird das Hohe 
Haus zu gegebener Zeit über die Einzelheiten unterrichten. 


4. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung zu den durch 
diese Erklärung berührten Fragen? 


Die Bundesregierung bekennt sich zum Ziel einer Europäischen 
Regierung, die auf den Gebieten der gemeinsamen Politik die 
erforderlichen Entscheidungen treffen kann und deren Amts- 
führung parlamentarisch kontrolliert wird. Der Weg dorthin 
erfordert Entscheidungen von weitreichender Bedeutung. Die 
Bundesregierung ist daher — wie übrigens auch die übrigen 
Partner der Gemeinschaft — der Ansicht, daß eine überstürzte 
Festlegung verfehlt wäre. Sie hält ein schrittweises Vorgehen 
für das geeignete Verfahren. Eine abschließende Darlegung der 
deutschen Auffassung wäre im derzeitigen Stadium verfrüht. 


5. Hat die Bundesregierung in jüngster Zeit den anderen Regie- 
rungen in der Europäischen Gemeinschaft jemals vorgeschlagen, 
im Ministerrat endlich das in den Römischen Verträgen vorge- 
sehene Mehrheitsprinzip anzuwenden? 


Die EG-Verträge kennen für die Beschlußfassung im Rat kein 
einheitliches Verfahren. Neben der als Grundsatz geltenden 
Regel der Beschlußfassung durch einfache Mehrheit sehen die 
Verträge für wichtigere Beschlüsse zumeist die qualifizierte 
Mehrheit oder in einigen Fällen die Einstimmigkeit vor. Die 
Bundesregierung betrachtet die Möglichkeit der Mehrheitsbe- 
schlüsse als einen wichtigen Grundsatz des Gemeinschaftsrechts, 
zu dem sich in dem sogenannten Luxemburger Protokoll von 
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1966 fünf Mitgliedsländer ausdrücklich bekannt haben. Auch 
nach 1966 sind vom Rat in nicht unwichtigen Fällen Mehrheits- 
entscheidungen getroffen und hingenommen worden; dies ge- 
schah unter tatkräftiger Mitwirkung der Bundesregierung. In 
der gegebenen Lage hält es die Bundesregierung nicht für sinn- 
voll, den Grundsatzstreit erneut zu entfachen. 

Die Gemeinschaften haben unbeschadet der Meinungsverschie- 
denheiten über die Anwendbarkeit der Möglichkeit von Mehr- 
heitsentscheidungen gerade in jüngster Zeit beträchtliche Fort- 
schritte in der Erfüllung der Ziele der Verträge gemacht. 


Moersch 



